HANSESTADT LUNEBURG 22-05

Vergniigungssteuersatzung der Hansestadt Liineburg vom 12.12.1985
in der Fassung der zehnten Anderungssatzung vom 01.01.2015

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) i. d. F. vom
17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16.12.2013 (Nds. GVBI. S.
307) und der §§ 1,2 und 3 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i. d. F. vom 23.01.2007
(Nds. GVBI. S. 41), zuletzt geadndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18.07.2012 (Nds. GVBI. S. 279), hat der
Rat der Hansestadt Liineburg in seiner Sitzung am 17.12.2014 folgende Satzung beschlossen:

Vergniigungssteuersatzung der Hansestadt Liineburg vom 12.12.1985 in der Fassung der zehnten Anderungssat-
zung vom 17.12.2014

Abschnitt |
Satzung der Hansestadt Liineburg liber die Erhebung der Vergniigungssteuer fiir Veranstaltungen
gewerblicher Art (Veranstaltungssteuer)

§1

Steuergegenstand

Die Hansestadt Lineburg erhebt Vergniigungssteuer fir die folgenden im Stadtgebiet veran-stalteten Vergniigun-
gen gewerblicher Art:
1. Tanz- und karnevalistische Veranstaltungen.
2. Veranstaltungen von Schonheitstanzen, Schaustellungen von Personen und Darbietungen ahnlicher Art.
3. Vorfuhrungen von Filmen, unabhangig von der Art der Aufzeichnung und Wiedergabe, die nicht von der
obersten Landesbehdrde oder einer Organisation der freiwilligen Selbstkontrolle nach §§ 11,12 und 14 des
Jugendschutzgesetzes (JuSchG) vom 23.07.2002 (BGBI |, S. 2730) zuletzt geandert durch Art. 2 Abs.
55 und Art. 4 Abs. 36 des Gesetzes zur Strukturreform des Gebuhrenrechts des Bundes vom 07.08.2013
(BGBI. | S. 3154) gekennzeichnet worden sind.
4. das Ausspielen von Geld oder Gegenstanden in Spielklubs, Spielcasinos oder ahnlichen Einrichtungen.
5. Catcher-, Ringkampf-, Boxkampfveranstaltungen, wenn Personen auftreten, die solche Kampfe berufs-
oder gewerbsmafig ausfihren.

§ 2

Steuerbefreite Veranstaltungen

Von der Steuer sind befreit

1. Veranstaltungen, die von kulturellen Organisationen oder Filmklubs durchgefiihrt werden, wenn der Zweck
der Veranstaltung ausschlielich in der Darstellung kultureller, wissenschaftlicher oder kiinstlerischer
Bildungsfragen und in der Diskussion oder Belehrung dariiber besteht.

2. Veranstaltungen, die in der Zeit vom 29. April bis 2. Mai aus Anlass des 1. Mai von politischen oder gewerk-
schaftlichen Organisationen, von Behdrden oder von Betrieben durchgefihrt werden.

3. Veranstaltungen, deren Ertrag ausschlieBlich und unmittelbar zu gemeinnutzigen, mildtatigen oder kirchli-
chen Zwecken im Sinne der §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung (AO) verwendet oder gespendet wird und
wenn der Zweck bei der Anmeldung nach § 11 angegeben worden ist.

4. Veranstaltungen von Vereinen, Gewerkschaften, Parteien und Religionsgemeinschaften, zu denen grund-
satzlich nur Mitglieder Zugang haben.

5. Veranstaltungen auf Schitzen-, Volks-, Garten-, StralRenfesten oder dhnlichen Veranstaltungen; aul3er
Veranstaltungen nach § 1 Nr. 2, 3 und 5.

§3
Steuerpflichtige/Steuerpflichtiger

Steuerpflichtige/Steuerpflichtiger im Sinne des § 33 Abgabenordnung (AO) ist die Unternehmerin/der Unterneh-
mer der Veranstaltung. Als Unternehmerin/Unternehmer der Veranstaltung gilt auch die Inhaberin/der Inhaber der
Raume oder Grundstiicke, in oder auf denen die Veranstaltung stattfindet, wenn sie/er im Rahmen der Veranstal-
tung Speisen oder Getranke verkauft oder unmittelbar an den Einnahmen oder dem Ertrag aus der Veranstaltung
beteiligt ist.
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Steuerform

(1) Die Steuer ist fir jede Veranstaltung gesondert zu berechnen.

(2) Die Steuer wird als Kartensteuer (§ 5), als Steuer nach der Veranstaltungsflache (§ 9) oder als Steuer nach der
Roheinnahme (§ 10) erhoben.

(3) In der Form der Kartensteuer wird die Steuer erhoben, wenn die Teilnahme an der Veranstaltung von dem
Erwerb von Eintrittskarten oder sonstigen Ausweisen abhangig gemacht ist, es sei denn, dass die Steuer nach
der Veranstaltungsflache oder nach der Roheinnahme (Abs. 4) zu erheben ist.

(4) Nach der Roheinnahme wird die Steuer erhoben, wenn die Voraussetzungen flr die Erhebung in der Form der
Steuer nach der Veranstaltungsflache nicht gegeben sind und entweder auch die Voraussetzungen fir die Erhe-
bung in der Form der Kartensteuer nicht gegeben sind oder die Durchflihrung der Kartensteuer nicht hinreichend
Uberwacht werden kann.

§5

Kartensteuer

(1) Die Kartensteuer ist nach dem auf der Karte angegebenen Preis zu berechnen. Sie ist nach dem tatsachlichen
Entgelt zu berechnen, wenn dieses héher oder nachweisbar niedriger ist.

(2) Entgelt ist die gesamte Vergutung, die fir die Teilnahme an der Veranstaltung gefordert oder geleistet wird.
Zum Entgelt gehdren z.B. auch eine etwa gesondert geforderte Steuer oder die Vorverkaufsgebuhr.

(3) Sind in dem auf der Karte angegebenen Preis oder in dem Entgelt Betrage fiir Speisen oder Getranke enthal-
ten, so sind diese Betrage nach den in Betrieben vergleichbarer Art Ublichen Satzen auler Ansatz zu lassen.

(4) Teile des auf der Karte angegebenen Preises oder des Entgelts bleiben auRer Ansatz, wenn sie einem Dritten
zu einem von der Hansestadt Lineburg als férderungswurdig anerkannten Zweck zuflief3en.

§6

Ausgabe von Eintrittskarten

(1) Eintrittskarten missen mit fortlaufenden Nummern versehen sein, die Veranstaltung kennzeichnen sowie das
Entgelt oder die Unentgeltlichkeit angeben.

(2) Wird fur die Teilnahme an einer Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, so ist die Unternehmerin/der Unter-
nehmer verpflichtet, an alle Personen, denen der Zutritt gestattet wird, Eintrittskarten oder sonstige Ausweise
auszugeben. Die entwerteten Karten/sonstigen Ausweise sind den Teilnehmern zu belassen und von diesen der/
dem Beauftragten der Hansestadt Liineburg auf Verlangen vorzuzeigen.

(3) Die Unternehmerin/der Unternehmer hat der Hansestadt Liineburg vor der Veranstaltung die Eintrittskarten/
sonstigen Ausweise vorzulegen, die dazu ausgegeben werden sollen. Die Karten/sonstigen Ausweise missen
von der Hansestadt Lineburg genehmigt werden (z. B. durch Abstempeln).

(4) Uber die ausgegebenen Karten/sonstigen Ausweise hat die Unternehmerin/der Unternehmer fiir jede Veran-
staltung einen fortlaufenden Nachweis zu fihren. Die nicht ausgegebenen Karten/sonstigen Ausweise sind drei
Monate aufzubewahren und der Hansestadt Liineburg auf Verlangen vorzulegen.

(5) Die Hansestadt Lineburg kann Ausnahmen von den Absatzen 1-4 zulassen.

§7
Steuersatze
Die Steuer betragt
1. bei Tanz- und karnevalistischen Veranstaltungen (§ 1 Nr. 1) .c..oooiiiiineiiiiieeeee 12 vom Hundert,
2. bei Filmvorflhrungen (§ 1 N 3) oo 36 vom Hundert,
3.inallen anderen Fallen (§ 1 N 2,4 UNd 5) ...coooiiiiiiiiiiiiiie e 24 vom Hundert

des Preises oder Entgelts bzw. der Roheinnahme.
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Entstehung, Festsetzung und Falligkeit der Steuerschuld

(1) Die Steuerschuld entsteht mit Beginn der Veranstaltung.

(2) Uber die ausgegebenen Karten ist innerhalb von fiinf Werktagen nach der Veranstaltung mit der Hansestadt
Ldneburg schriftlich abzurechnen. Fir die Abrechnung ist ein von der Hansestadt Lineburg vorgegebener
Vordruck zu verwenden. Ausnahmen hiervon kdnnen zugelassen werden. Die Steuer mindert sich nach der Zahl
und dem Preis derjenigen Karten, die gegen Erstattung zurickgenommen worden sind. Die Abrechnung gilt als
Steuererklarung. Die Hansestadt Lineburg kann andere Abrechnungszeitraume zulassen.

(3) Die Steuer wird von der Hansestadt Liineburg durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.

(4) Die Steuer ist 10 Tage nach Bekanntgabe des Steuerbescheides fallig, sofern im Bescheid keine andere
Falligkeit festgesetzt wird.

§9

Steuer nach der Veranstaltungsflache

(1) FUr Veranstaltungen, die im wesentlichen der Gewinnerzielung aus der Verabreichung von Speisen und Ge-
tranken dienen und wenn die Voraussetzungen fur die Erhebung der Kartensteuer nicht gegeben sind oder wenn
die Durchflhrung der Kartensteuer nicht hinreichend Uberwacht werden kann oder wenn sich bei der Erhebung
in der Form der Steuer nach der Veranstaltungsflache ein hdherer Steuerbetrag ergibt, wird die Steuer nach der
Grolde der Veranstaltungsflache erhoben.

(2) Die Veranstaltungsflache wird festgestellt nach der Flache der fir die Vorfiihrung und Zuschauer bestimmten
Raume einschliel3lich der Range, Logen und Galerien, Wandelgange, Erfrischungsraume, aber ausschlief3lich
der Buhnen- und Kassenrdume, der Kleiderablage und Toiletten. Findet die Veranstaltung ganz oder teilweise im
Freien statt, so sind von den im Freien gelegenen Flachen nur die fiir die Vorfihrung und die Zuschauer bestimm-
ten Flachen einschlieRlich der dazwischen gelegenen Wege und angrenzenden Veranden, Zelte und ahnlichen
Einrichtungen anzurechnen.

(3) Die Steuer betragt 0,60 Euro, bei den in § 1 Nr. 2 bezeichneten Veranstaltungen 1,20 Euro fiir jede angefan-
genen 10 m2 Veranstaltungsflache. Fir die im Freien gelegenen Teile der Veranstaltungsflache werden 50 v.H.
dieser Satze in Ansatz gebracht.

(4) Im Ubrigen gilt § 8 Abs. 1, 3 und 4 entsprechend.

§10
Steuer nach der Roheinnahme

(1) Bemessungsgrundlage fir die Besteuerung nach der Roheinnahme ist das gesamte Entgelt, das fur die
Teilnahme an der Veranstaltung gefordert oder geleistet wird.

(2) Fur die Steuer nach der Roheinnahme gelten die fur die Kartensteuer maf3geblichen Steuersatze gemaR § 7.
(3) Im Ubrigen gilt § 5 Abs. 2 und § 8 Abs. 1, 3 und 4 entsprechend.

§ 1
Meldepflichten

(1) Vergnigungen im Sinne von § 1 sind bei der Hansestadt Liineburg spatestens flinf Werktage vor der Ver-
anstaltung auf einem von der Hansestadt Liineburg vorgegebenen Vordruck anzumelden. Ausnahmen hiervon
kénnen zugelassen werden.

(2) Zur Anmeldung sind die Unternehmerin/der Unternehmer der Veranstaltung und die Inhaberin/der Inhaber der
dazu benutzten Rdume oder Grundstuicke verpflichtet.

(3) Bei Veranstaltungen einzelner Unternehmer kann die Hansestadt Lineburg eine einmalige Anmeldung fir eine
Reihe von Veranstaltungen fir ausreichend erklaren.
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§12
Sicherheitsleistung

Die Hansestadt Lineburg kann die Leistung einer Sicherheit in der voraussichtlichen Hohe der Steuerschuld
verlangen, wenn die Durchsetzung des Steueranspruchs gefahrdet erscheint.

§13
Steueraufsicht und Priifungsvorschriften

(1) Die Hansestadt Liineburg ist berechtigt zur Uberpriifung der Steueranmeldung, der Steuererklarung und zur
Feststellung von Steuertatbestanden die Veranstaltungsorte zu betreten und Geschéaftsunterlagen einzusehen.

(2) AuRenprufungen nach §§ 193 ff. AO bleiben vorbehalten.

(3) Die Steuerpflichtige/der Steuerpflichtige ist verpflichtet bei der Uberpriifung und der AuRenpriifung der/dem
von der Hansestadt Lineburg Beauftragten unentgeltlichen Zutritt zu den Veranstaltungen und Geschaftsraumen
zu gestatten, alle fur die Besteuerung bedeutsamen Auskiinfte zu erteilen, sowie Raumlichkeiten und Geschafts-
unterlagen, die fur die Besteuerung von Bedeutung sind, zuganglich zu machen.

§14
Datenverarbeitung

(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflichtigen/des Steuerpflichtigen, zur Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung
der Vergniigungssteuer nach dieser Satzung erforderlichen personen- und grundstiicksbezogenen Daten werden
von der Hansestadt Lineburg gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 10 Abs.1 des Niedersachsischen Datenschutzgeset-
zes (NDSG) i. V. mit § 11 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) und den dort genannten
Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) erhoben und verarbeitet. Die Datenerhebung beim Finanzamt, beim
Amtsgericht (Handelsregister), beim Katasteramt und bei den fir das Einwohnermeldewesen, Bauwesen,
Ordnungsrecht sowie Finanzwesen zustandigen Stellen erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklarung durch die
Steuerpflichtige/den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel fihrt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1 Satz 3 AO).

(2) Die Daten dirfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck der Steuererhebung nach dieser Satzung
oder zur Durchfiihrung eines anderen Abgabenverfahrens, das denselben Abgabenpflichtigen betrifft, verarbeitet
werden. Zur Kontrolle der Verarbeitung sind technische und organisatorische Malnahmen des Datenschutzes
und der Datensicherheit nach § 7 Abs. 2 NDSG getroffen worden.

§15
Ordnungswidrigkeiten

Verstole gegen §§ 6 Abs. 1 bis 4, § 8 Abs. 2, § 11 Abs. 1 und 2 und § 13 Abs. 3 sind Ordnungswidrigkeiten nach
§ 18 Abs. 2 Nr. 2 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes.
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Abschnitt Il

Satzung liber die Erhebung einer Vergniigungssteuer fiir den Betrieb
von Spiel-, Geschicklichkeits- und Unterhaltungsapparaten sowie
—automaten (Spielgeratesteuer)

§ 1

Steuergegenstand, Besteuerungstatbestande

(1) Gegenstand dieser Steuer ist die entgeltliche Benutzung von

a) Spiel-, Geschicklichkeits- und Unterhaltungsapparaten und -automaten einschlief3lich der Apparate und
Automaten zur Ausspielung von Geld oder Gegenstanden (Spielgerate) in Spielhallen und ahnlichen Unter-
nehmen im Sinne des § 33i der Gewerbeordnung (GewOQ) und darlber hinaus von allen Spielgeraten mit
und ohne Gewinnméglichkeit an allen anderen Aufstellorten, soweit sie der Offentlichkeit im Satzungsgebiet
zuganglich sind.

b) elektronischen multifunktionalen Bildschirmgeraten in Spielhallen, ahnlichen Unternehmen im Sinne von §
33i GewO und an allen anderen Aufstellorten, soweit sie der Offentlichkeit im Satzungsgebiet zugénglich
sind, die das Spielen am Einzelgerat oder durch Vernetzung mit anderen ortlichen Geraten (LAN) oder im
Internet ermoglichen. Die Besteuerung kommt nicht in Betracht, wenn das Gerat ausschlieRlich zur Informa-
tionsbeschaffung oder fir die Aus- und Weiterbildung eingesetzt wird.

(2) Entgelt ist alles was fur die Benutzung eines Spielgerates nach Absatz 1 aufgewandt wird.

§ 2

Steuerfreiheit

Steuerfrei ist die entgeltliche Benutzung und der Betrieb von
1. von Spielgeraten auf Jahrmarkten, Volksfesten oder dhnlichen Veranstaltungen,
2. von Spielgeraten ohne Gewinnmaoglichkeiten, die nach ihrer Bauart ausschlieRlich zur Benutzung durch
Kleinkinder bestimmt oder geeignet sind.
3. Spielgeraten in Einrichtungen, die der Spielbankabgabe unterliegen.

§3
Steuerpflichtige/Steuerpflichtiger

(1) Steuerpflichtige/Steuerpflichtiger im Sinne des § 33 Abgabenordnung (AO) ist die Betreiberin/der Betreiber des
Spielgerates. Betreiberin/Betreiber ist diejenige/derjenige, der/dem die Einnahmen zufliel3en.
(2) Steuerpflichtige/Steuerpflichtiger ist auch
1. die Inhaberin/der Inhaber der Raumlichkeiten, in denen die Spielgerate aufgestellt sind, wenn sie/er an
den Einnahmen oder dem Ertrag aus dem Betrieb des Spielgerates beteiligt ist oder fur die Gestattung der
Aufstellung ein Entgelt erhélt und
2. die wirtschaftliche Eigentimerin/der wirtschaftliche Eigentimer der Spielgerate.

(3) Die in § 3 Abs. 1 und 2 aufgefiihrten Steuerpflichtigen sind Gesamtschuldner im Sinne von § 44 AO.

§4
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit der Inbetriebnahme eines Spielgerates an einem der in § 1 Abs. 1 genannten
Aufstellorte.

(2) Die Steuerpflicht endet, wenn das Spielgerat endguiltig aul3er Betrieb gesetzt wird.

(3) Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe eines Kalendermonats, so ist dieser bei Spielgeraten, die nach
§ 6 Abs. 1 Satz 2 zu besteuern sind, mitzurechnen.
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Entstehung, Festsetzung und Falligkeit der Steuerschuld

(1) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf jedes Kalendermonats. Die Steuer wird als Monatssteuer erhoben, von
der Hansestadt Lineburg durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und ist 10 Tage nach der Bekanntgabe des
Steuerbescheides fallig, sofern im Bescheid keine andere Falligkeit festgesetzt wird.

(2) In den Fallen der Besteuerung von Geraten nach § 1 Abs. 1, die keine Geldspielgerate sind, kann im Bescheid
bestimmt sein, dass er auch fur zukinftige Zeitabschnitte gilt, sofern sich die Bemessungsgrundlage oder der
Steuerbetrag nicht &ndert.

§6

Bemessungsgrundlage

(1) Fur Spielgerate nach § 1 Abs. 1, bei denen der Gewinn in Geld besteht (Geldspielgerate), bemisst sich die
Steuer nach dem einmal monatlich abzulesenden Einspielergebnis. Fur alle tbrigen Gerate im Sinne von § 1 Abs.
1 wird die Steuer als Pauschalsteuer nach § 7 Abs. 2 erhoben.

(2) Als Einspielergebnis fur Geldspielgerate gilt die durch manipulationssichere Zahlwerke auszulesende
Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der elektronisch gezahlten Kasse abzlglich der Nachfullung A (= Saldo 2),
zuziglich Fehlbetrag, abzlglich Falschgeld, Priftestgeld, Fehlgeld.

(3) Spielgerate mit manipulationssicheren Zahlwerken sind Gerate, deren Software die Daten Ilickenlos und
fortlaufend aufzeichnet, wie z.B. Aufstellort, Geratenummer, Geratename, Zulassungsnummer, fortlaufender
Nummer des jeweiligen Ausdrucks, Datum der letzten Kassierung, elektronisch gezahlte Kasse, Réhreninhalte,
Auszahlungsquoten, tagliche Betriebsstunden, tagliche Spielzeit am Gerat, Anzahl der entgeltpflichtigen Spiele
und Freispiele.

(4) Hat ein Spielgerat mehrere Spiel-, Geschicklichkeits- oder Unterhaltungseinrichtungen, die unabhangig vonei-

nander zeitgleich ganz oder teilweise nebeneinander bespielt werden kdnnen, so gilt jede dieser Einrichtungen als
Spielgerat. Bei elektronischen multifunktionalen Bildschirmgeraten im Sinne von § 1 Abs. 1b gilt jeder Bildschirm-

platz als ein Spielgerat.

(5) Die Steuerpflichtige/der Steuerpflichtige hat alle Unterlagen, aus denen die Bemessungsgrundlage hervorgeht,
entsprechend den Bestimmungen des § 147 Abgabenordnung (AQO) aufzubewahren.

§7

Steuersatze

(1) Fur Geldspielgerate gemafl § 1 Abs. 1 betragt die Steuer 18 v.H. des monatlichen Einspielergebnisses (§ 6
Abs. 2) jedes Geréates.

(2) Fur Spielgerate nach § 1 Abs. 1, die keine Geldspielgerate sind, betragt die festzusetzende Pauschalsteuer je
Gerat und angefangenem Kalendermonat
a) in Spielhallen und ahnlichen Unternehmeni. S. v. § 331 GEWO..... cccccceiiiiiiiiiiiiiiee e 38,00 Euro
b) an anderen AUFSIEIIOMEN...........iii e 24,00 Euro
c) unabhangig vom Aufstellort
c.a) fur Spielgerate, mit denen Gewalttatigkeit gegen Menschen und Tiere dargestellt wird oder die eine
Verherrlichung oder Verharmlosung des Krieges oder die Wirde des Menschen verletzende Darstell-
lungen zum Gegenstand habeN...........ooiiiiiiiiii e 480,00 Euro
C.b) FUr MUSIKAUIOMATEN. ... ittt e e ettt e e e e e st e e e e e enreeaeeenees 24,00 Euro
c.c) fur elektronische multifunktionale Bildschirmgerate ohne Gewinnmaoglichkeit........................... 12,00 Euro
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Besteuerungsverfahren

(1) Die Steuerpflichtige/der Steuerpflichtige hat flr Geldspielgerate bis zum 10. Tag nach Ablauf eines Kalen-
dermonats (Erhebungszeitraum) eine Steuererklarung auf einem von der Hansestadt Liineburg vorgegebenen
Vordruck unterschrieben abzugeben. Ausnahmen hiervon kénnen zugelassen werden.

(2) In den Fallen der Besteuerung von Spielgeraten, die keine Geldspielgerate sind, ist eine Steuererklarung auf
einem von der Hansestadt Lineburg vorgegebenen Vordruck bis zum 10. Tag nach Ablauf eines Kalendermonats
bei der Hansestadt Lineburg abzugeben. Ausnahmen hiervon kdnnen zugelassen werden. Nur bei Anderung der
Besteuerungsgrundlage muss eine berichtigende Steuererklarung erfolgen.

(3) Gibt die Steuerpflichtige/der Steuerpflichtige die Steuererklarung nicht, nicht rechtzeitig oder unvollstéandig ab,
ist die Hansestadt Liineburg berechtigt, die Besteuerungsgrundlagen zu schatzen (§ 162 AO).

(4) Bei verspateter Abgabe kann ein Verspatungszuschlag (§ 152 AO) festgesetzt werden.

§9
Anzeigepflicht

(1) Die Betreiberin/der Betreiber hat die erstmalige Inbetriebnahme eines Spielgerates (§ 1 Abs. 1) hinsichtlich
seiner Art und der Anzahl der Spielgerate an einem Aufstellort bis zum 10. Tag des folgenden Kalendermonats
anhand einer Steuererklarung gemaf § 8 anzuzeigen. Die Anzeige muss die Bezeichnung des Gerates, den Auf-
stellort, den Zeitpunkt der Inbetriebnahme und bei Geldspielgeraten zusatzlich die Zulassungsnummer enthalten.

(2) Die Anzeigepflichten nach Abs. 1 gelten auch bei jeder den Spielbetrieb betreffenden Veranderung und der
AuBerbetriebnahme von Spielgeraten.

(3) In Fallen der Anzeigepflicht zu Geraten nach § 1 Abs. 1, die keine Geldspielgerate sind, gilt als Tag der
Aulerbetriebnahme bei nicht rechtzeitig abgegebener Anzeige friihestens der Tag der Anzeige. Tritt im Laufe
eines Kalendermonats an die Stelle eines der in § 1 Abs. 1 genannten Gerate, die keine Geldspielgerate sind, im
Austausch ein gleichartiges Gerat, so gilt fir die Besteuerung das ersetzte Gerat als weitergefihrt.

§10
Steueraufsicht und Priifungsvorschriften

(1) Die Hansestadt Luneburg ist berechtigt, zur Nachprifung der Steuererklarung und zur Festsetzung von
Steuertatbestanden die Aufstellorte zu betreten, Geschéftsunterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller
Zahlwerksausdrucke (§ 6 Abs. 3) zu verlangen.

(2) AuBenprifungen nach § 193 ff. AO bleiben vorbehalten.

(3) Die Steuerpflichtige/der Steuerpflichtige ist verpflichtet, bei der Uberpriifung und der Auenpriifung der/dem
von der Hansestadt Lineburg Beauftragten unentgeltlichen Zutritt zu den Veranstaltungs- und Geschaftsraumen
zu gestatten, alle fiir die Besteuerung bedeutsamen Auskinfte zu erteilen, sowie Raumlichkeiten, Zahlwerksaus-
drucke und Geschéaftsunterlagen, die fir die Besteuerung von Bedeutung sind, zuganglich zu machen.
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§ 11

Datenverarbeitung

(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflichtigen/des Steuerpflichtigen, zur Festsetzung, Erhebung und Vollstreckung
der Vergniigungssteuer nach dieser Satzung erforderlichen personen- und grundstiicksbezogenen Daten werden
von der Hansestadt Lineburg gemal § 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 10 Abs.1 des Niedersachsischen Datenschutzgeset-
zes (NDSG) i. V. mit § 11 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) und den dort genannten
Bestimmungen der Abgabenordnung (AO) erhoben und verarbeitet. Die Datenerhebung beim Finanzamt, beim
Amtsgericht (Handelsregister), beim Katasteramt und bei den fir das Einwohnermeldewesen, Bauwesen,
Ordnungsrecht sowie Finanzwesen zustandigen Stellen erfolgt, soweit die Sachverhaltsaufklarung durch die
Steuerpflichtige/den Steuerpflichtigen nicht zum Ziel fihrt oder keinen Erfolg verspricht (§ 93 Abs. 1 Satz 3 AO).
(2) Die Daten durfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck der Steuererhebung nach dieser
Satzung oder zur Durchfiihrung eines anderen Abgabenverfahrens, das denselben Abgabenpflichtigen betrifft,
verarbeitet werden. Zur Kontrolle der Verarbeitung sind technische und organisatorische MalRhahmen des Daten-
schutzes und der Datensicherheit nach § 7 Abs. 2 NDSG getroffen worden.

§12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Verstole gegen §§ 8, 9 und 10 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Nieder-
sachsischen Kommunalabgabengesetzes.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufe bis zu 10.000,00 € geahndet werden.

Abschnitt 11l

§1

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft.

Ldneburg, 27.12.2014

Madge
Oberblirgermeister

Veroffentlicht am 23.12.2014 im Amtsblatt fir den Landkreis Liineburg Nr. 13a.



	Vergnügungssteuersatzung
	§ 1  Steuergegenstand
	§ 2 Steuerbefreite Veranstaltungen
	§ 3 Steuerpflichtige/Steuerpflichtiger
	§ 4 Steuerform 
	§ 5 Kartensteuer
	§ 6 Ausgabe von Eintrittskarten 
	§ 7  Steuersätz
	§ 8 Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Steuerschuld 
	§ 9 Steuer nach der Veranstaltungsfläche
	§ 10 Steuer nach der Roheinnahme
	§ 11 Meldepflichten
	§ 12 Sicherheitsleistung 
	§ 13 Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften
	§ 14 Datenverarbeitung 
	§ 15  Ordnungswidrigkeiten
	Abschnitt II
	§ 1 Steuergegenstand, Besteuerungstatbestände
	§ 2 Steuerfreiheit
	§ 3 Steuerpflichtige/Steuerpflichtiger
	§ 4 Beginn und Ende der Steuerpflicht
	§ 5 Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit der Steuerschuld 
	§ 6 Bemessungsgrundlage 
	§ 7  Steuersätze 
	§ 8 Besteuerungsverfahren
	§ 9 Anzeigepflicht
	§ 10 Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften
	§ 11 Datenverarbeitung 
	§ 12 Ordnungswidrigkeiten 
	Abschnitt III
	§ 1 Inkrafttreten

